
Sozialpolitik und Tabakrauchen - Was bringt ein 
bedingungsloses Grundeinkommen für die Tabakkontrolle?

(Erstellt anlässlich der 4. Deutschen Konferenz für Tabakkontrolle am 06. und 07.12.2006 
im Deutschen Krebsforschungszentrum in Heidelberg,
überarbeitet und ergänzt am 17.02.2009)

Das Konzept des bedingungslosen Grundeinkommens (BGE) wird von verschiedenen 
Wissenschaftlern, Initiativen und Kleinparteien vertreten und besteht im 
Kern aus einer Reform der sozialen Sicherungssysteme. Eine weitergehende 
Reform des sozioökonomischen Systems wird möglich mit einer Reform des 
Arbeitsmarktes, der Wirtschaftspolitik und ggf. des Steuersystems. Es 
bedeutet, dass jede Bürgerin und jeder Bürger vom Staat ein aus 
Steuermitteln finanziertes Grundeinkommen erhält, in einer Höhe, die 
mindestens die eigene Existenz, in einigen Modellen auch explizit eine 
kulturelle Mindestteilhabe sichert. Dieses Grundeinkommen ist bedingungslos, 
d.h. es ist nicht an das Ausfüllen von Anträgen oder die Bereitschaft zu 
Arbeiten oder irgendwelche anderen Pflichten oder Voraussetzungen gebunden1. 
Es soll einige oder die meisten bestehenden Sozialtransfers ersetzen. Eine 
Befreiung des Arbeitsmarktes von tariflichen Bestimmungen und die 
Einstellung der staatlichen Subventionspolitik in allen 
gemeinwohlschädlichen Bereichen von Industrie und Landwirtschaft würde ohne 
negative soziale Auswirkungen möglich. Im Zusammenhang mit dem BGE werden 
verschiedene Konzepte für eine unterschiedlich weitreichende Steuerreform 
diskutiert.
 
Die Finanzierbarkeit des Konzeptes ist durch verschiedene wissenschaftliche 
Untersuchungen belegt. Allerdings rechnen diese Modelle natürlich immer nur 
mit dem Status quo – wie bei allen wirtschaftlichen Prognosen ist die 
Zukunft nicht vorhersagbar, da der Faktor Mensch darin eine 
Schlüsselposition inne hat. Hinter der Frage nach der Finanzierbarkeit 
verbirgt sich also am Ende die Frage nach dem Menschenbild.
Darüber hinaus leuchtet jedoch unmittelbar ein, dass erhebliche Einsparungen 
durch den Wegfall der heutigen Sozialverwaltungs- und Kontrollapparate sowie 
der Arbeitsplatzsubventionen zu erwarten sind, während auf der anderen Seite 
ein intelligentes Steuersystem in der Lage wäre, Geld dort abzuschöpfen, wo 
es nicht zur individuellen Existenzsicherung gebraucht wird. 

Mögliche Auswirkungen eines bedingungslosen Grundeinkommens auf die 
Tabakkontrollpolitik:
- Die Tabakindustrie schafft Arbeitsplätze. Dies ist zynisch aber wahr: 
Tabakrauchen ist die größte vermeidbare Einzelursache für Krankheit und Tod 
in den Industrienationen. Ohne die Tabakindustrie würden Tausende von 
Pflegekräften und Ärzten arbeitslos und auch das Deutsche 
Krebsforschungszentrum würde wohl mit einem (noch) kleineren Etat rechnen 
müssen. Die Leute würden einfach seltener erkranken, insbesondere an Krebs 

1 Die Definition des Netzwerks Grundeinkommen, www.grundeinkommen.de, lautet wie folgt 
Das BGE soll:
- existenzsichernd sein im Sinne der Sicherung einer basalen gesellschaftlichen Teilhabe, 
- einen individuellen Rechtsanspruch darstellen, 
- ohne Bedürftigkeitsprüfung ausgezahlt werden und 
- keinen Zwang zur Arbeit bedeuten. 

http://www.grundeinkommen.de/


und anderen tabakassoziierten Krankheiten. 
Arbeitsplatzabbau in eigenen Wahlkreis ist der Alptraum eines jeden 
Politikers. Denn Einkommen aus Erwerbsarbeit ist heute die einzige 
Möglichkeit der individuellen Existenzsicherung, die nicht mit sozialem 
Stigma und bürokratischen Schikanen verbunden ist (sieht man von 
Kapitalerträgen und Spekulationsgewinnen einmal ab, die aber nur einen 
verschwindend geringen Teil der Bevölkerung betreffen). Politiker, die 
(wieder-)gewählt werden wollen, müssen daher um jeden Arbeitsplatz kämpfen – 
ganz egal ob in einem Tabakkonzern oder im hochsubventionieren Tabakanbau. 
Dieses Problem war 2006 wieder einmal deutlich in den Positionen der 
Bundestagsabgeordneten zum Schutz der Bevölkerung vor dem Zwangsrauchen zu 
sehen: Abgeordnete mit großen Zigarettenwerken oder –händlern im Wahlkreis 
haben sich ganz überdurchschnittlich GEGEN saubere Atemluft positioniert.
Auch in der – reichlich unwissenschaftlichen – Argumentation des DeHoGa war 
das Arbeitsplatzargument dominierend, ungeachtet der Tatsache dass es sich 
hierbei für die Mitarbeiter und Gäste um eine Frage um Leben oder Tod 
handelt.2

Dass die volkswirtschaftliche Gesamtbilanz unter dieser Politik leidet, 
fällt dabei ebenso unter den Tisch.3

Unter der Prämisse des bedingungslosen Grundeinkommens ist Beschäftigung 
(Erwerbsarbeit) nicht mehr ein Wert an sich. Man könnte ohne Tabu darüber 
sprechen, welche Tätigkeiten der demokratische Staat fördern, zulassen, 
behindern oder unterbinden soll.

- Die Tabakindustrie schafft Arbeitsplätze. Sie tut dies auch im unteren und 
mittleren Lohnsegment, sie tut es direkt oder mittelbar auch im Bereich von 
niedriger und niedrigster beruflicher Qualifikation. Menschen, die heute für 
die Drogenindustrie in nicht gehobener Position arbeiten, sei es als 
Bürokraft, Techniker oder Dienstbote oder indirekt als Automatenbestücker, 
Werbegrafiker oder mehr oder weniger selbstständiger Journalist: In der 
heutigen Arbeitsmarktsituation haben viele gar keine Alternative. Zumindest 
sehen sie keine – und „mit irgendwas muss man ja sein Geld verdienen“ ist 
eine nur zu nahe liegende Entschuldigung. Und sie mittlerweile klingt sogar 
aus dem Munde von besser ausgebildeten und Akademikern akzeptabel.

Das bedingunglose Grundeinkommen wäre hier ein Aussteigerprogramm. Niemand 
wäre mehr gezwungen, „irgendeinen Job“ zu machen, jeder wäre für die eigene 
Wahl selbst verantwortlich. Und selbst gar nichts tun ist für das Gemeinwohl 
sinnvoller als Drogenhandel.

2 Natürlich lässt sich diese Argumentation auch anwenden auf andere destruktive Industrien oder Verfahrensweisen, 
wie Kriegswaffenexport, umwelt- und gesundheitsschädliche Industriepolitik, atomare Energieerzeugung etc.
3 Ein weiterer Effekt ist, dass der Arbeitsmarkt durch das Frühversterben oder die krankheitsbedingte 
Erwerbsunfähigkeit infolge von Tabakkonsum entlastet wird. Außerdem haben Wirtschaftswissenschaftler nicht nur 
gemittelt einen erhöhten Krankenstand, sondern auch eine geringe Arbeitsleistung bei Rauchern statistisch 
nachgeweisen. Natürlich ist dies alles zugleich ein gewichtiger Aspekt bei der Schädigung der volkswirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit insgesamt und damit der Verminderung des gesamtgesellschaftlichen Wohlstandes, dennoch 
funktioniert die verquere Logik natürlich: Um so mehr Gesundheit und Leistungsfähigkeit zerstört wird, desto mehr ist 
Vollbeschäftigung nötig, um überhaupt noch ausreichend Produkte herstellen zu können. Zu den wirtschaftlichen 
Effekten siehe u.a. 
- Handlungsempfehlungen für eine wirksame Tabakkontrollpolitik in Deutschland, Dr. Annette Bornhäuser, Rote Reihe 
Tabakprävention und Tabakkontrolle, Deutsches Krebsforschungszentrum, Heidelberg 2002 
(http://www.tabakkontrolle.de/pdf/Handlungsempfehlungen.pdf) sowie 
- Der Tabakepidemie Einhalt gebieten. Regierungen und wirtschaftliche Aspekte der Tabakkontrolle. Weltbank, 
Deutsches Krebsforschungszentrum (2003) (http://www.tabakkontrolle.de/pdf/tabakepedemie_Einhalt_gebieten.pdf)

http://www.tabakkontrolle.de/pdf/tabakepedemie_Einhalt_gebieten.pdf
http://www.tabakkontrolle.de/pdf/Handlungsempfehlungen.pdf


- Die Tabakindustrie schafft Arbeitsplätze in der sog. „Dritten Welt“,
sogar für Kinder(!). Die Kleinbauern in den armen Ländern werden
sehr schlecht bezahlt und erleiden durch Pestizide und das Nikotin
der Tabakpflanze oft schwere Gesundheitsschäden. Für neue
Anbauflächen und für die Trocknung des Tabaks werden zudem große
Flächen von Naturwäldern vernichtet. Dafür wurde Philip Morris 2005
der „Warnhinweis“ der Kampagne Rauchzeichen! verliehen.
In den Publikationen der Tabakindustrie wird das
Arbeitsplatzargument immer gerne angeführt und rechtfertigt vieles - obwohl 
generell der verstärkte Anbau von sog. „Cash-crops“, also von 
landwirtschaftlichen Produkten für den Export, in vielen Fällen zur 
Verschlechterung der Nahrungsmittelversorgung und zu massiven 
wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Problemen führt.

Ein bedingungsloses Grundeinkommen würde auch den armen Ländern
helfen. In Namibia wird gibt es bereits eine Diskussion darüber4 und
in Brasilien sogar ein Gesetz zur Einführung. Die Global Basic
Income Foundation plädiert zusammen mit manchen anderen
Organisationen für ein weltweites bedingungsloses Grundeinkommen.

- Die Zivilgesellschaft würde gestärkt. Teilzeitarbeit oder Zeiten ohne 
Erwerbsarbeit wären viel leichter möglich. Die Bürger haben mehr Muße, mehr 
Zeit sich um sinnvolle oder schöne Dinge zu kümmern. Ob das Kunst, Kultur, 
die Familie, ehrenamtliche Tätigkeit ist: Wer mehr vom Leben genießt und 
mehr Zeit für soziale Kontakte hat braucht weniger Drogen. Mehr Zeit 
bedeutet auch, dass sich die Bevölkerung besser politisch informieren und 
leichter selbst aktiv werden kann. Gerade an einer wirklich breiten 
Mobilisierung scheitern wir bislang regelmäßig – wie auch viele andere 
Initiativen zur Verbesserung des Gemeinwesens. 

- Die soziale Spaltung der Gesellschaft wird verringert. Das BGE-Konzept 
bedeutet Umverteilung von oben nach unten. Gerade die „kleinen Leute“ werden 
mehr Geld haben. Die Soziologie hat längst aufgezeigt, dass das 
Rauchverhalten und das damit verbundene Gesundheitsrisiko bzw. die 
statistische Lebenserwartung in Deutschland wie in vielen anderen 
Industrienationen stark von drei Faktoren abhängen5: Der Bildung, dem 
Einkommen und dem beruflichen Status. Wer wenig Geld verdient, gibt - 
statistisch gesehen - mehr aus für Zigaretten als besser Verdienende; Armut 
tötet u.a. durch Tabakgebrauch. Auch wer aus seiner Beschäftigung eine 
niedrige gesellschaftliche Anerkennung erhält, greift eher zur Droge. Und 
natürlich: Wer über eine eher geringe Bildung verfügt, wird schneller zum 
Opfer der Propaganda der Tabakkonzerne.
In allen drei Dimensionen kann das BGE etwas verändern:

1. Das Einkommen sowohl der Erwerbslosen wie der Geringverdienenden wird 
angehoben. Das soziale Stigma des „Sozialschmarotzers“ entfällt, viele 
Menschen können wieder ihren Kopf heben und das Rückgrat durchdrücken.6

2. Berufliche Statusunterschiede werden sich bald erledigen. Menschen 
können nicht mehr gezwungen werden, für andere „die Drecksarbeit“ zu 
machen. Die Gesellschaft hat gar keine andere Wahl, als den Menschen 

4 Und mittlerweile auch ein gut dokumentiertes Pilotprojekt, siehe (http://bignam.org  )  
5 Deutsches Krebsforschungszentrum (Hrsg): Rauchen und Soziale Ungleichheit – Konsequenzen für die 
Tabakkontrollpolitik. Heidelberg, 2004
(http://www.tabakkontrolle.de/pdf/Factsheet_Rauchen_und_soziale_Ungleichheit.pdf)
6 Die Möglichkeit das zusätzliche Einkommen wiederum in Tabakwaren anzulegen besteht natürlich. Allerdings könnte 
dem mit einer drastischen Anhebung der Tabaksteuer leicht begegnet werden.

http://www.tabakkontrolle.de/pdf/Factsheet_Rauchen_und_soziale_Ungleichheit.pdf
http://bignam.org/
http://bignam.org/


die entsprechende Anerkennung zu geben, die notwendige möglicherweise 
unbeliebte Arbeiten erledigen – sonst würde sie ja niemand machen. 
Allenfalls werden Leute schief angesehen werden, die etwas tun, was 
dem Gemeinwohl nichts nützt oder ihm gar schadet

3. Sicherlich würden nicht alle Menschen einen Hochschulabschluss 
anstreben. Aber natürlich hängen Bildungschancen und 
Bildungsbereitschaft mit von der Einkommenssituation ab – und werden 
steigen, wenn sich diese stabilisiert und verbessert. 

- Big Tobacco verkauft Träume von einer besseren Welt. Zigaretten werden als 
Surrogate, als Ersatzmittel für etwas verkauft. Meistens sind das die 
Freiheit, unbeschwerte Abenteuer, unberührte Natur oder intensivere 
zwischenmenschliche Begegnungen oder auch einfach das Leben genießen. Umso 
mehr diese Dinge real erlebt werden können, desto weniger fruchten die 
Slogans der Tabakindustrie. Und das bedingungslose Grundeinkommen ermöglicht 
individuelle Freiheit, in einem gewissen Maße unbeschwertes Dasein und Muße 
und es ist deutlichster Ausdruck von Solidarität oder menschlichem 
Miteinander.

Zum Schluss noch zwei Argumente, die ganz konkret dafür sprechen, dass sich 
auch wir, die Gegner der Tabakindustrie, ganz deutlich für das BGE einsetzen 
sollten: 

1. Die Tabakgegner werden meistens als genuss- und freiheitsfeindliche 
Knochen dargestellt, deren einzige Freude darin besteht, andere zu 
bevormunden. Wer das BGE befürwortet, steht ganz anders da: Das Konzept 
beruht immerhin auf der Überzeugung, dass im Prinzip alle Menschen 
vertrauenswürdig genug sind, um ihnen BEDINGUNGSLOS relativ viel Geld 
anvertrauen kann. Mit Bevormundung geht das nicht zusammen.

2. Zynismus ist heute eine weithin akzeptierte Weltanschauung. Es gibt viele 
Probleme und schwere Bedrohungen der menschlichen Existenz, angefangen von 
der Gefahr, vom Auto überfahren zu werden bis hin zu Bedrohungen durch 
Kriminalität, Terrorismus, Krieg und globalen Klimawandel. Eine Strategie im 
Umgang damit ist Zynismus und Lethargie: Es ist doch sowieso alles egal. 
Jeder muss selber sehen, wo er bleibt.

Diese Einstellung ist nicht nur bei den Protagonisten der Tabakkonzerne zu 
spüren, sondern auch bei ihren – bewussten oder unbewussten – Helfershelfern 
in Politik, Wissenschaft, Medien, Kirchen und Gewerkschaften.
Dabei wissen alle Menschen eigentlich, dass es nicht funktioniert. Wir sind 
zum (Über-)Leben nunmal auf Kooperation angewiesen, in der komplexen Welt 
von heute mehr denn je. Und es liegt seit jeher in der Natur des Menschen 
und hat sich immer wieder deutlich gezeigt, dass kooperierende 
Gesellschaften weitaus überlebens- und durchsetzungsfähiger sind als 
Einzelkämpfer oder Gruppen mit Ideologien, die direkt oder indirekt das 
Recht des Stärkeren postulieren - ganz abgesehen von dem zivilisatorischen 
und kulturellen Niveau, welches solche Gesellschaften erreichen können. 
In diesem Sinne kann das Konzept des bedingungslosen Grundeinkommens 
vielleicht den einen oder die andere aus der Gruppe der Gleichgültigen 
ermutigen, die Spiele der Tabaklobby nicht (mehr) mitzuspielen, sondern als 
aktives Mitglied der Zivilgesellschaft – auch für die eigene Zukunft – tätig 
zu werden. Denn klar ist: Wer das menschliche Leben so gering achtet wie die 
kleinen und großen Helfer der Tabakindustrie, der hat selber von vornherein 
keine Zukunft.



Politikwerkstatt, www.politik-werkstatt.de, wurde 2005 von Eric Manneschmidt 
initiiert. Er ist auch Initiator des Netzwerks gegen das Zwangsmitrauchen – 
www.rauchfreistudieren.de und freier Mitarbeiter der Kampagne Rauchzeichen! 
www.unfairtobacco.org sowie der Global Basic Income Foundation 
www.globalincome.org
 

Dieses Projekt hat als längerfristige Ziele die Aufhebung der Trennung 
zwischen "Politischer Klasse" und "dem gemeinen Bürger" sowie der 
scheinbaren Widersprüche zwischen Freiheit und Gemeinsinn, zwischen 
Effizienz und Menschenliebe und zwischen Ökologie und Ökonomie.

Es lebt vom Mitmachen und soll eine Plattform sein für alle, die - ganz 
unprofessionell - etwas beitragen wollen zum Miteinander von Menschen, sei 
es auf kleiner, mittlerer oder großer Ebene. Offensichtlich steht es damit 
im Widerstreit mit manchen festgefahrenen Machtstrukturen.

Anhänge und Verweise
Einige Links zum Weiterlesen:

www.freiheitstattvollbeschaeftigung.de
www.unternimm-die-zukunft.de
www.grundeinkommen.de
www.vivant.org
www.vivanteurope.org
www.globalincome.org
www.livableincome.org
http://bignam.org

Die Slogans der fünf größten Parteien in der Bundestagswahlkampagne 2005:

„Sozial ist, was Arbeit schafft“ (CDU/CSU)

„Arbeitsplätze sind für uns die schönsten Plätze in Deutschland“ (SPD)

„Arbeit muss sich wieder lohnen“ (FDP) ...fragt sich nur für wen?

„Arbeit soll das Land regieren“ (PDS)

„Brüder, durch Sonne zur Arbeit“ (Bündnis 90/Die Grünen)

Eine lesens- bzw. anschauenswerte Polemik:
http://www.livableincome.org/ajobscausepoverty.htm

http://www.globalincome.org/
http://www.unfairtobacco.org/
http://www.unfairtobacco.org/
http://www.unfairtobacco.org/
http://www.rauchfreistudieren.de/
http://service.gmx.net/de/cgi/derefer?DEST=http%3A%2F%2Fwww.politik-werkstatt.de
http://www.livableincome.org/ajobscausepoverty.htm
http://bignam.org/
http://www.livableincome.org/
http://www.globalincome.org/
http://www.vivanteurope.org/
http://www.vivant.org/
http://www.grundeinkommen.de/
http://www.unternimm-die-zukunft.de/
http://www.freiheitstattvollbeschaeftigung.de/


Weiterer Inhalt:

1. Ein Beitrag des Rundfunk Berlin Brandenburg, „Kontraste“, vom 24.08.2006 mit dem Titel
„Inkonsequente Politik – Nichtraucherland baut Tabakfabrik“
(Bericht über die Förderung einer Tabakfabrik mit insgesamt 13 Mio. Euro aus Steuergeldern zur Schaffung von 
insgesamt 90 Arbeitsplätzen). - Seite 6 (diese Seite)

2. Ein Bericht in der „Welt-Online“ vom 09.10.2007 mit dem grob irreführenden Titel „Gerichtsurteil - 
Zigaretten-Automaten sind kein Drogenhandel“ über zwei Urteile des Bundessozialgerichts vom selben Tag, die 
sich allerdings gar nicht mit der Frage befassen, ob Zigaretten Drogen sind oder nicht (der Begriff der „Droge“ ist 
generell ein medizinischer und unterliegt auch gar nicht der Rechtsprechung). - Seite 9
Zum Vergleich finden sich die beiden Urteile des Bundessozialgerichts, in denen festgestellt wird, dass die 
Zwangsverpflichtung zum Arbeitseinsatz als Zigarettenautomatenauffüller rechtlich nicht zu beanstanden sei, hier: 
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?
Gericht=bsg&Art=en&sid=aedc6364e423eb0858cca2c47f82192b&nr=10347&pos=0&anz=1                  und hier:
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?
Gericht=bsg&Art=en&sid=07c4c6a76117c09cb60b8a6cc8258d26&nr=10352&pos=0&anz=1 

3. Bericht über einen Mann, der den Bayreuther Standort von BAT, dem zweitgrößten Drogenproduzenten der 
Welt, nicht nur gerettet hat, sondern auch die Belegschaft zu immer neuen Spitzenleistungen treiben und die Zahl 
der Jobs vielleicht noch erhöhen will. - Seite 10

1. Inkonsequente Politik - Nichtraucherland baut Tabakfabrik
Sendung vom 24. August 2006, Autor: Chris Humbs 
Das Land Brandenburg mischt ganz vorne mit, wenn es um den 
Nichtraucherschutz geht. "Brandenburg soll rauchfrei werden", lautet die 
Kampagne der Landesregierung. Gleichzeitig subventioniert das Land die 
Ansiedlung einer neuen Zigarettenfabrik. Insgesamt 13 Millionen Euro aus 
Steuergeldern fließen in das Zigaretten-Projekt. Über Widersprüche auf 
höchsten Ebenen berichtet KONTRASTE-Reporter Chris Humbs. 
140.000 Rauchertote pro Jahr in Deutschland. Die Kanzlerin appelliert, der 
Verbraucherminister will verbieten, Bundestagsabgeordnete machen Ernst und 
haben für den Herbst ein strenges Anti-Raucher-Gesetz angekündigt. Doch 
sobald ein Investor bereit steht, kippt man die guten Vorsätze über Bord - 
und subventioniert mit zweistelligen Millionenbeträgen eine 
Zigarettenfabrik. Schwer zu glauben? Dann lassen Sie sich von Chris Humbs 
zeigen, was gerade in Brandenburg passiert.

Gruppenbild mit Squaw. Auf seine indianischen Wurzeln legt dieser 
kanadischer Zigarettenhersteller größten Wert. Er hat kürzlich in 
Brandenburg eine Zigarettenfabrik eröffnet. 'Mohawks' werden hier ab Mitte 
August produziert.

Noch laufen die Maschinen im Testbetrieb. 30 Leute arbeiten schon - 90 
sollen es bis zum Jahresende werden.

Ken Lacey, Geschäftführer Grand River Enterprises Deutschland 
"Wir haben hier die Kapazität für drei Milliarden Zigaretten im Jahr. Die 
sind für den europäischen Markt. Aber für Deutschland ist der größte Teil."

http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=en&sid=aedc6364e423eb0858cca2c47f82192b&nr=10347&pos=0&anz=1
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=en&sid=aedc6364e423eb0858cca2c47f82192b&nr=10347&pos=0&anz=1
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=en&sid=07c4c6a76117c09cb60b8a6cc8258d26&nr=10352&pos=0&anz=1
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=en&sid=07c4c6a76117c09cb60b8a6cc8258d26&nr=10352&pos=0&anz=1


Drei Milliarden Zigaretten! Glückselig ist die Gemeindeverwaltung über den 
Spirit der Investoren.

Berthold Satzky (SPD), Gemeindeverwaltung Lehnin
"Wir haben uns gefreut. Und wir hoffen jetzt, dass die Produktion möglichst 
schnell losgeht."

Und damit so schnell wie möglich die Zigaretten an den Kunden gebracht 
werden können, will jetzt der Staat den Hersteller finanziell fördern. Das 
Geld kommt vom Steuerzahler - aus dem Fördertopf "Gemeinschaftsaufgabe". Es 
geht um immerhin 13 Millionen Euro.

Merkwürdig ist nur: Noch dieses Jahr sollen im Bundestag strikte Regeln 
gegen das Rauchen beschlossen werden.

Selbst die Bundeskanzlerin - bis vor kurzem noch verhalten, wenn es um den 
Nichtraucherschutz ging - findet inzwischen ein Rauchverbot in allen 
öffentlichen Einrichtungen legitim. Auch im Bundesland Brandenburg startet 
man eine aufwändige Kampagne. Brandenburg soll komplett rauchfrei werden.

Dagmar Ziegler (SPD), Ministerin für Gesundheit, Brandenburg 
"2.500 Todesfälle in Brandenburg jährlich belegen, dass da Handlungsbedarf 
da ist. Vor allem unsere jugendlichen Raucher machen uns die größte Sorge. 
Es fangen schon Unter-12-Jährige an zu rauchen und die erleben oftmals ihr 
dreißigstes Lebensjahr nicht."

Der zuständige Staatssekretär für Wirtschaft sieht die Sache aus einem 
anderen Blickwinkel. Wer qualmt schafft Arbeitsplätze. Der Mann setzt sich 
für ein raucherfreundliches Deutschland ein.

Wolfgang Krüger (CDU), Staatsekretär Landesministerium für Wirtschaft, 
Brandenburg 
"Hier geht es darum, dass jeder Mensch eigenverantwortlich mit seiner 
Gesundheit umgeht. Das gilt insbesondere für Raucher."

Nur: Nach dieser Logik bräuchten wir keine Helmpflicht, keine Gurtpflicht, 
keine Geschwindigkeitsbeschränkung mehr. Schließlich ist doch jeder für 
seine Gesundheit selbst verantwortlich!

Der Staatsekretär gibt sich locker. 13 Millionen - Steuergelder - für die 
Verbreitung von Drogen? Kein Problem. Für 90 Arbeitsplätze kann man die 
Moral schon mal außen vor lassen!

Wolfgang Krüger (CDU), Staatsekretär Landesministerium für Wirtschaft, 
Brandenburg 
"Wir haben die strukturpolitischen Effekte von Seiten des 
Wirtschaftsministerium zu bewerten und nicht die moralischen."

Bis zu 15% der Kosten des Gesundheitswesens verursacht das Rauchen. Das 
berechnete die Weltbank für die großen Industrieländer. Egal - Brandenburg 
wird in der Wirtschafts-Statistik ein Plus von 90 Arbeitsplätzen in der 
Nahrungs- und Genussmittelindustrie verzeichnen. Das zählt.



Die Brandenburgische Gesundheitsministerin gibt sich zerknirscht.

Dagmar Ziegler (SPD), Ministerin für Gesundheit, Brandenburg 
"Es ist nicht die tollste Lösung. Aber wir haben eine Förderrichtlinie, die 
eine Gleichbehandlung erfordert und deshalb sind die Kriterien Arbeitsplätze 
schaffen und so, höher zu bewerten im Moment als die gesundheitsschädigende 
Wirkung der Produkte, die dort hergestellt werden. Ich als 
Gesundheitsministerin bin natürlich nicht erfreut darüber."

Nicht erfreut - aber scheinbar gilt der Gleichheitsgrundsatz - egal, was 
hergestellt wird, wer Arbeitsplätze schafft - jeder hat das gleiche Recht 
auf Fördergelder?

Also: ein Nein zur Förderung von gesundheitsschädlichen Produkten wäre somit 
ungesetzlich.

Wir fragen nach bei Prof. Kessler. Der Wirtschaftswissenschaftler ist 
Fachmann für Subventionsrecht. Er prüft für uns, ob eine Nichtförderung von 
Zigarettenfabriken tatsächlich gegen geltendes Recht verstößt.

Prof. Jürgen Kessler, Wirtschaftswissenschaftler, FHTW-Berlin 
"Der Gleichheitsgrundsatz wäre damit auf keinem Fall verletzt, denn der 
Gleichheitsgrundsatz zwingt nur Gleiches gleich, aber Ungleiches verschieden 
zu behandeln."

Das heißt: Eine Zigarettenfabrik ist nun mal was anderes als eine 
Gurkenfabrik. Zudem: Die Landesregierung hat selbst eine Richtlinie 
erstellt, eine lange Liste von Branchen, die keine Steuergelder über das 
Förderprogramm "Gemeinschaftsaufgabe" erhalten. Auf der Liste der 
"Nichtförderwürdigen" fehlt die Tabak verarbeitende Industrie.

Die brandenburgische Regierung muss nicht, sie will die Produktion von 
Zigaretten fördern - egal, wie schädlich sie sind. Und:

Prof. Jürgen Kessler, Wirtschaftswissenschaftler, FHTW-Berlin 
"Außerdem ist es grob gesagt wirtschaftlich Unfug, denn ich kann nicht 
einerseits eine Industrie mit staatlichen Subventionen fördern, während der 
Bund gerade dabei ist, die Expansion dieses Industriezweiges 
einzuschränken."

Der Bund? Nun, der ist selbst bei diesem Förderunfug beteiligt. Mit 3,25 
Millionen Euro. Und: sogar im Bundesgesundheitsministerium hat man irgendwie 
Verständnis für diese Förderpolitik - die Drogenbeauftragte versucht das zu 
erklären:

Sabine Bätzing (SPD), Drogenbeauftragte, Bundesministerium für Gesundheit 
"Wenn wir das jetzt sehen, dass dort wie gesagt Arbeitsplätze geschaffen 
werden, Raucher weiter den Tabak, die Zigaretten dort konsumieren, dann muss 
man sich die Frage stellen: Würden die wirklich alle aufhören, wenn wir 
jetzt dort nicht subventionieren würden?"

Das sicherlich nicht - aber: Die Firma aus Kanada kann das Plus durch die 
Fördergelder auf den Verkaufspreis umlegen. Und Billig-Zigaretten für 3,30 



führen erwiesenermaßen dazu, dass mehr Jugendliche noch früher mit dem 
Rauchen beginnen.

Subventionen von 13 Millionen Euro? Davon müssten sich doch mehr als 90 
Arbeitsplätze schaffen lassen. Und bestimmt fände sich ein Geschäftszweig 
ohne Risiken mit Todesfolgen.

(Quelle: http://www.rbb-
online.de/_/kontraste/beitrag_jsp/key=rbb_beitrag_4674255.html)

2. Gerichtsurteil - Zigaretten-Automaten sind kein Drogenhandel
9. Oktober 2007, 17:17 Uhr 
Auch wenn Rauchverbote heute zunehmend verbreitet sind – wer einen 
Zigarettenautomaten auffüllt, beteiligt sich nicht am Drogenhandel. Mit 
diesem Argument lehnte ein Gericht die Klage zweier berufsunfähiger 
Bergleute ab, die die Ersatztätigkeit für unzumutbar hielten.
Zigarettenautomaten aufzufüllen bedeutet nach Ansicht des 
Bundessozialgerichts nicht, sich am Drogenhandel zu beteiligen
Trotz inzwischen verbreiteter Rauchverbote können sich Kranke und Behinderte 
nicht weigern, im Zigarettenhandel zu arbeiten. Sind sie etwa noch in der 
Lage, Zigarettenautomaten zu befüllen, dann gelten sie nicht als 
erwerbsunfähig, urteilte am Dienstag das Bundessozialgericht (BSG) in 
Kassel. (Az: B 5b/8 KN 2/07 R und 3/07 R) 
Die zwei klagenden ehemaligen Bergleute aus Nordrhein-Westfalen waren durch 
ihre schwere Arbeit krank geworden und erhielten daher Renten wegen 
verminderter Berufsfähigkeit. Renten wegen voller Berufsunfähigkeit wollte 
ihnen die Berufsgenossenschaft aber nicht zubilligen. Zur Begründung hieß es 
auch beim Landessozialgericht in Essen, sie könnten durchaus noch als 
Zigarettenautomatenauffüller arbeiten. 
Vor dem BSG meinten sie nun, niemand könne von ihnen verlangen, dass sie „am 
Handel mit der Droge Nikotin“ mitwirken. Auch als „winzige Rädchen im 
Tabakhandel“ trügen sie letztlich zur Sucht Anderer bei. Der Anwalt räumte 
vor dem BSG ein, dass er selbst und zumindest einer seiner Mandanten 
rauchen. Doch der Staat könne nicht einerseits immer schärfer gegen die 
Nikotinsucht vorgehen, und sie andererseits an dieser Stelle fördern. 
Das BSG folgte dem nicht. In Deutschland bleibe es jedem selbst überlassen, 
„ob er sich mit Nikotin schädigen will“, erklärten die Kasseler 
Bundesrichter zur Begründung. Allerdings soll in den beiden Fällen das 
Landessozialgericht noch prüfen, ob die vorgeschlagene Tätigkeit als 
Zigarettenautomatenauffüller den ehemaligen Bergleuten auch sozial zumutbar 
ist. 
(Quelle: 
http://www.welt.de/vermischtes/article1248465/Zigaretten_Automaten_sind_kein
_Drogenhandel.html) und die beiden Gerichtsurteile hier: 
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?
Gericht=bsg&Art=en&sid=aedc6364e423eb0858cca2c47f82192b&nr=10347&pos=0&anz=1 
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?
Gericht=bsg&Art=en&sid=07c4c6a76117c09cb60b8a6cc8258d26&nr=10352&pos=0&anz=1

http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=en&sid=07c4c6a76117c09cb60b8a6cc8258d26&nr=10352&pos=0&anz=1
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=en&sid=07c4c6a76117c09cb60b8a6cc8258d26&nr=10352&pos=0&anz=1
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=en&sid=aedc6364e423eb0858cca2c47f82192b&nr=10347&pos=0&anz=1
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=en&sid=aedc6364e423eb0858cca2c47f82192b&nr=10347&pos=0&anz=1
http://www.welt.de/vermischtes/article1248465/Zigaretten_Automaten_sind_kein_Drogenhandel.html
http://www.welt.de/vermischtes/article1248465/Zigaretten_Automaten_sind_kein_Drogenhandel.html
http://www.welt.de/vermischtes/article1248465/Zigaretten_Automaten_sind_kein_Drogenhandel.html
http://service.gmx.net/de/cgi/derefer?DEST=http%3A%2F%2Fwww.rbb-online.de%2F_%2Fkontraste%2Fbeitrag_jsp%2Fkey%3Drbb_beitrag_4674255.html
http://service.gmx.net/de/cgi/derefer?DEST=http%3A%2F%2Fwww.rbb-online.de%2F_%2Fkontraste%2Fbeitrag_jsp%2Fkey%3Drbb_beitrag_4674255.html


3. Jobmaschine Marc Van Herreweghe - Der Standortretter bei BAT 
Reinhold Böhmer, Mario Brück 19.03.2008 
Der 450 Meter lange, beige geflieste Gang entlang der Fertigungshalle sieht 
fast aus wie eine Kunst-Galerie. „Engagiert für Europa“ steht auf kleinen 
Schildern an den Wänden oder „focused on cost“, zu Deutsch: „Immer an die 
Kosten denken“. Drumherum hängen handgroße Fotos von allen, die hier 
arbeiten – insgesamt 1285 Gesichter. 
Dass dies gut 200 Menschen mehr sind als vor rund einem Jahr, liegt an Marc 
Van Herreweghe. Dem Belgier ist etwas gelungen, was großen Seltenheitswert 
hat: Er holte Arbeitsplätze aus dem Ausland nach Deutschland. Statt in 
Southampton in Südengland oder im niederländischen Zevenaar produzieren nun 
Mitarbeiter in Bayreuth Zigaretten der Marken HB und PallMall, Dunhill und 
Lucky Strike, Westpoint und Lord. Die beiden anderen Werke von British 
American Tobacco, kurz: BAT, die dies bisher ebenfalls taten, gehen unter. 
Zum Zuge kommen stattdessen die „Western Europe Operations“, zu Deutsch: die 
Westeuropa-Fertigungslinien von BAT in Oberfranken, wie über dem Eingang 
steht.
Für die neuen Jobs und eine gewisse Euphorie in der bayerischen Provinz 
sorgt ein Mann, der genau weiß, was eine international wettbewerbsfähige 
Zigarettenfabrik ausmacht. Bevor der heute 46-Jährige im Dezember 2006 das 
Kommando in Bayreuth übernahm, arbeitete er für BAT als Fertigungsmanager in 
Belgien sowie in Moskau und in der Schweiz, wo er jeweils zum Standortchef 
aufstieg. Darüber hinaus mischte er bei BAT-Projekten in Marokko, Bulgarien 
und Rumänien mit. „Bayreuth ist heute unser modernstes BAT-Werk“, sagt Van 
Herreweghe, „es gilt als Maßstab im weltweiten Konzernverbund.“
Dafür hat der Flame vor gut zweieinhalb Jahren zusammen mit seinem Vorgänger 
in Bayreuth gesorgt – indem er der Belegschaft brutal drohte, ihr zugleich 
aber Fairplay anbot. Geplagt von Überkapazitäten unter anderem durch 
Firmenübernahmen hatte die BAT-Zentrale entschieden: Von vier großen und 
mehr als zehn kleinen Werken in Europa müssten zwei größere Standorte 
fallen. Nur wenn die Bayreuther die Kosten um sagenhafte 25 Prozent senkten, 
hätten sie die Chance, ihre Arbeitsplätze zu erhalten, ja sogar Produktion 
aus den unterlegenen Werken übertragen zu bekommen. Schlügen die 
Anstrengungen fehl, würden den Mitarbeitern die erbrachten Opfer allerdings 
rückvergütet.
Worauf sich das Management und Belegschaft in der Hoffnung einigten, den 
Standort Bayreuth zu retten und den Grundstein für künftige Prosperität zu 
legen, das klingt aus heutiger Sicht wie ein Märchen vom gestrengen Hirten, 
der seine Schäfchen hart prüft, um sie sodann zu weiden auf grüner Au.
Denn zunächst wurde die Zahl der Arbeitsplätze um rund 200 reduziert, das 
Urlaubs- und Weihnachtsgeld um die Hälfte gekürzt, bezahlte Pausen 
verringert, Freizeitausgleich für Wechselschichtarbeiter heruntergefahren, 
am 24. Dezember und an Silvester je ein Tag Zwangsurlaub eingeführt, zwei 
Jahre Lohn- und Gehaltsstopp verordnet, die Zulieferer zu Zugeständnissen 
gezwungen.
Die Früchte des Verzichts fährt Van Herreweghe seit gut einem Jahr ein. Das 
alte Stammwerk von BAT in Southampton musste zugunsten von Bayreuth 
schließen, Zevenaar in den Niederlanden macht gerade endgültig dicht. „Wir 
transferieren gegenwärtig die letzte Produktion nach Bayreuth“, sagt Van 



Herreweghe.
2007 steigerten die Oberfranken durch die Verlagerung nach Deutschland den 
Zigarettenausstoß von früher 30 Milliarden auf deutlich über 40 Milliarden 
Stück pro Jahr. Weil pro einer Milliarde 20 bis 25 neue Mitarbeiter nötig 
sind, übersteigt die Zahl der Beschäftigten heute die Belegschaft vor der 
Abbauwelle. 2007 war das absolute Rekordjahr des Bayreuther BAT-Werks seit 
seiner Gründung 1957.
Van Herreweghe ist denn auch voll des Lobes für den geretteten Standort, der 
nun seine Stärken voll ausspiele: qualifizierte Mitarbeiter, hohe 
Automation, eine eigene Engineering- und Produktentwicklungsabteilung. Und 
die Zusammenarbeit mit Betriebsrat und Gewerkschaft zum Erhalt des Standorts 
sei durchweg „ausgezeichnet“ gewesen.
Um die Belegschaft zu neuen Spitzenleistungen zu treiben und die Zahl der 
Jobs vielleicht noch weiter zu erhöhen, pflegt Van Herreweghe die offene 
Kommunikation. So stimmte er die Mitarbeiter auf die künftige Strategie von 
BAT ein, indem er Mitte Februar alle 1285 Beschäftigten zu einem ganztägigen 
Seminar in die Bayreuther Oberfrankenhalle lud – bei Nasi Goreng und Chili 
con Carne, bei Tee, Kaffee, Wasser und Bier. „Nur so lernen die Leute“, sagt 
Van Herreweghe, „dass der Rekord von heute die Norm für morgen ist.“
(Quelle: http://www.wiwo.de/unternehmer-maerkte/der-standortretter-bei-bat-
269518/) 
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